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SCHLESWIG-HOLSTEIN

LANDESJOURNAL
Rechtsprechung

Altersdiskriminierung vor dem EuGH
– Jan-Ontjes Güldenzoph, Rechtsanwalt –

LUXEMBURG. Mit Urteil vom 19. 
Juni 2014 (EuGH, Az.: C 501/12 etc.) 
hat der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) in Luxemburg das Vorlage-
verfahren des VG Berlin zur Alters-
diskriminierung durch die vormali-
gen Regelungen in §§ 27, 28 BbesG 
a. F. (sog. Besoldungsdienstalter) so-
wie die Frage einer möglicherweise 
andauernden Altersdiskriminierung 
nach den Überleitungsregelungen in 
das sog. Erfahrungsstufenmodell ent-
schieden. 

Als interessierter Zeuge nahm ich 
an der Urteilsverkündung in Lu-
xemburg ebenso teil wie bereits an 
dem Termin zur mündlichen Ver-
handlung am 19. September 2013. 
Das Urteil brachte lediglich hin-
sichtlich etwaiger Ansprüche der 
Beamten nach der Überleitung (in 
SH zum März 2012) Klarheit, da der 
EuGH eine Altersdiskriminierung 
ablehnte und somit die Beamten in 
diesem Bereich keine Ausgleichsan-
sprüche haben.

Hinsichtlich der in denen von uns 
betriebenen Verfahren relevanten 
Frage, ob, in welcher Höhe und für 
welchen Zeitraum Beamte Ansprüche 
aufgrund von Altersdiskriminierung 
anhand des alten Dienstaltersstufen-
modells haben, brachte das Urteil des 
EuGH keine Klarheit. Die endgültige 
Entscheidung hierüber wird das 
BVerwG in Leipzig – wohl noch im 
Oktober 2014 – liefern.

Die Berichterstattung über das Ur-
teil des EuGH – insbesondere in den 
öffentlich-rechtlichen Medien – war 
insofern irreführend, weil das Urteil 
als Erfolg für den Bund und die Län-
der verkauft wurde. Es war die Rede 
davon, dass der EuGH entschieden 
habe, dass man Beamte nach ihrer 
Erfahrung unterschiedlich vergüten 
dürfe. Dies stand nie in Rede, da un-
ser Anspruch sich stets aus der Al-
tersdiskriminierung des Besoldungs-
dienstalters herleitetet. Es bleibt 
momentan festzuhalten, dass man 
vor einer Entscheidung aus Leipzig 
vom BVerwG nicht von Gewinnern 

und Verlieren wird sprechen kön-
nen. Das BVerwG wird mit den dort 
zu behandelnden Revisionsverfah-
ren (u. a. aus Magdeburg und Rhein-
land-Pfalz) alle die Fragen klären 
können, die unsere Verfahren beim 
VG Schleswig betreffen.

Was geschieht jetzt?

Das oben erwähnte Vorlageverfah-
ren des VG Berlin hatte das VG 
Schleswig in unseren Verfahren zum 
Anschluss genommen, sämtliche in 
Schleswig anhängige Verfahren zu-
nächst ruhend zu stellen.

Das VG Schleswig wird nun nach 
und nach die Verfahren wieder auf-
nehmen, da es im Herbst dieses Jah-
res eine richtungsweisende Entschei-
dung des BVerwG geben wird, auf 
die das VG Schleswig sodann aufbau-
en kann. Da das VG Schleswig be-
reits jetzt frühzeitig Teile der dort an-

hängigen Verfahren wieder auf- 
nimmt, kann man darauf schließen, 
dass diese Verfahren unmittelbar im 
Anschluss an die Entscheidung des 
BVerwG weiter betrieben werden 
und man insofern eventuell in 2015 
mit Entscheidungen wird rechnen 
können.

Vor dem Hintergrund, dass das Fi-
nanzverwaltungsamt für das Land 
Schleswig-Holstein jeweils eine nicht 
rechtzeitige haushaltsnahe Geltend-
machung der Ansprüche der Antrag-
steller und Kläger einwendet und 
ggf. die Einrede der Verjährung der 
Ansprüche erheben wird, ist ganz of-
fensichtlich davon auszugehen, dass 
das Land Schleswig-Holstein nach 
einer Entscheidung des BVerwG 
nicht allen Beamten etwaige Aus-
gleichszahlungen zugestehen wird, 
sondern lediglich denen, die Anträge 
gestellt und Klagen eingereicht ha-
ben.

Diejenigen, die bislang untätig ge-
blieben sind, können noch die bislang 
nicht verjährten Zeiträume vom 1. Ja-
nuar 2011 bis 29. Februar 2012 gel-
tend machen. Das Finanzverwal-
tungsamt wird diese Anträge wohl 
erst nach einer Entscheidung des 
BVerwG bescheiden.

Im Ergebnis wird man festhalten 
können, dass die Kläger und Antrag-
steller allesamt noch ihre Chance auf 
die volle Ausgleichszahlung haben. 
Man wird jetzt gespannt nach Leipzig 
schauen müssen. Sollte es von dort 
eine Entscheidung oder ggf. vorher 
einen Termin zur mündlichen Ver-
handlung geben, so werden wir wei-
ter berichten.

Emblem EuGH

Jan Güldenzoph
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Börner: Bürger wird die Zeche zu zahlen haben
Sparkurs nimmt konkrete Konturen an: Polizeiführung präsentiert Vorschläge für Personalabbau 

Kiel/tgr -–Es ist ein Novum in der Ge-
schichte der Landespolizei: Erstmals 
legte eine Führung der Landespolizei 
höchstpersönlich bei einer Pressekon-
ferenz Vorschläge für mögliche Stel-
leneinsparungen bei der Polizei vor. 
Dem Leiter der Polizeiabteilung im In-
nenministerium, Jörg Muhlack, und 
Landespolizeidirektor Ralf Höhs war 
es vorbehalten, gemeinsam eine Liste 
mit konkreten Einspar- beziehungs-
weise Umsteuerungsvorschlägen für 
die von der Landesregierung angekün-
digten Reduzierung von 122 Stellen zu 
präsentieren. Zur Überraschung der 
anwesenden Pressevertreter unterbrei-

teten Muhlack und Höhs aber sogar 
250 mögliche Streichungen, die sich 
entsprechend der Vorgaben des Innen-
ministers auf  die Bereiche Verkehrs-
überwachung, Wasserschutzpolizei 
und IT beschränken. 

Die Einsparvorschläge der beiden 
Führungskräfte der Polizei werden 
nun nach der Sommerpause von In-
nenminister Andreas Breitner geprüft, 
der letztlich entscheiden soll und wird, 
wo und wie viele Stellen tatsächlich 
eingespart bezie-
hungsweise in 
der Polizei in den 
Bereich „Cyber-
crime“ und für 
komplexe Ermitt-
lungen im Be-
reich des Woh-
nungseinbruchs 
umgesteuert wer-
den. Muhlack un-
terstrich aber de-
monstrativ: „Die 
innere Sicherheit 
ist mit den Spar-
vorschlägen nicht 
gefährdet!“ Die 
Frage eines Pres-
severtreters, ob 
auch der  Landes-
polizeidirektor 
die innere Sicher-
heit durch die möglichen Einsparun-
gen nicht gefährdet oder beeinträch-
tigt sehe, beantwortete Höhs nicht 
unerwartet: „Ich teile diese Einschät-
zung!“

Zur Erinnerung

Seit Herbst 2013 hatte die Landes-
polizei in Arbeitsgruppen die drei Be-
reiche auf Einsparpotenziale unter-
sucht. Zahlenmäßig am stärksten 
betroffen von den Einsparungen wäre 
nach den Vorstellungen Muhlacks 
und Höhs die spezialisierte Verkehrs-
überwachung mit 120 Stellen, die bei 
der Überwachung von „Aggressions-
delikten“ durch Videofahrzeuge, Ge-
schwindigkeits- und Abstandsüber-
wachung mit Großgeräten und 
Schwerlastkontrollen freigesetzt wer-
den könnten. Gleichzeitig machten 
beide auf den Preis einer derartigen 
Personaleinsparung aufmerksam: 
„Die Folge eine Reduzierung der 

Kontrolldichte – gegebenenfalls bis 
auf null“, erklärte Höhs. Und auch die 
Puppenbühnen mit dem Verkehrs-
kasper könnten auf einer Streichliste 
stehen, wie Jörg Muhlack einem 
Pressevertreter auf Nachfrage erklär-
te. Zu den möglichen Stelleneinspa-
rungen bei der Wasserschutzpolizei 
(WSP) wiesen Muhlack und Höhs da-
rauf hin, dass es in dieser Sparte – im 
Gegensatz zur Schutz- und Kriminal-
polizei – bislang keine systematische 

Personalbemessungsgrundlage gebe. 
Nach dem Grundsatz „Personal wird 
für vorhandene Aufgaben zugewie-
sen“ sei das Personal der Wasser-
schutzpolizei neu berechnet worden. 
Die Folge: Von den 266 Vollzugsstel-
len stünden nun 80 als mögliche Um-
steuerungsgröße auf dem Prüfstand. 
Damit würden Aufgaben wie Verhal-
tensprävention, Gefahrgutauskunft 
und Ermittlungen bei Bootskriminali-
tät künftig durch andere Dienststellen 
der Landespolizei übernommen wer-
den. „Auch wenn Auswirkungen auf 
die Organisation zu erwarten sind, 
wollen wir die WSP aber als eigen-
ständige Teilorganisation erhalten“,  
unterstrichen die beiden Führungs-
beamten. Und die Wahrnehmung der 
maritimen Kernaufgaben, zu denen 
Muhlack und Höhs die Präsenz auf 
Gewässern in Schleusen und Häfen, 
die Fischereiaufsicht und Gefahrgut-
kontrollen bei der Berufsschifffahrt 
zählen, sollen gewährleistet bleiben. 

redaktionsschluss

Redaktionsschluss der

Ausgabe 9/2014:
Montag, 4. August 2014

Landespolizeidirektor Ralf Höhs (l.) und der Chef der Polizeiabteilung 
im Innenminsterium Jörg Muhlack präsentierten der Presse ihre 
Einsparvorschläge.� Foto: Thomas Gründemann
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Auf Nachfrage räumte Muhlack je-
doch ein, dass auch die Schließung 
von kleinen Stationen nicht ausge-
schlossen werden könne. 

Als Ergebnis der Untersuchungen 
der IT-Leistungen der Polizei, die – 
mit Ausnahme der IT-Ermittlungen – 
für den Betrieb eigener Systeme und 
Techniken erbracht werden, sei eine 
Ausgliederung von bis zu 50 Stellen 
möglich. Hierzu zählten Muhlack und 
Höhs den Betrieb, die Wartung, das 
Störungsmanagement eigener Rech-
ner genauso wie die Funk- und Tele-
fontechnik. Allerdings: „Fachleute 
bezweifeln die Wirtschaftlichkeit ei-
ner Fremdvergabe und weisen auf Ri-
siken hin“, erklärte Muhlack. Inwie-
fern mit einem Outsourcing im IT-Be-
reich die Datensicherheit sicherge-
stellt sei, lautete die Frage eines 
Journalisten. „Das ist ein sensibler 
Punkt. Dazu werden wir gegebenen-
falls Fachleute für Daten- und IT-Si-
cherheit befragen“, erklärte der Mi-
nisterialdirektor aus dem Innenminis-
terium. 

Zum weiteren Fahrplan

Nachdem sich der Innenminister 
mit den Vorschlägen der Polizeifüh-
rung befasst und nach dem Sommer 
eine Entscheidung getroffen haben 
wird, wird angestrebt, die Umsetzung 
des Stellenabbaus beziehungsweise 
der Umsteuerung bis 2020 abzu-
schließen.

Börner: GdP lehnt Abbaupläne ab

Auf Ablehnung stoßen die Stel-
lenabbaupläne der Landesregierung 
bei der GdP. „Weder mangelt es uns an 
Aufträgen noch an Überstunden – da-
für vor allem aber an Personal. Der Be-
schluss des Landeskabinetts sägt an 
der inneren Sicherheit“, stellte der 
Landesvorsitzende Manfred Börner 
fest. Börner erinnerte daran, dass die 
schwarz-gelbe Vorgängerregierung 
bereits festgestellt hatte, dass die Lan-
despolizei ein Personaldefizit von 160 
Stellen zu schultern habe, das bis jetzt 
nicht aufgefüllt sei. „Nun setzt die Al-

big-Regierung sogar noch einen drauf 
und schraubt den Personalkörper um 
weitere 122 Stellen herunter“, so Bör-
ner. Und das in einer Zeit, in der immer 
wieder neue Auftragsfelder in das Auf-
tragsbuch der Polizei kämen, beispiels-
weise die Bekämpfung der Cyberkri-
minalität sowie angestiegene Ein-
bruchszahlen in Häuser und Wohnun-
gen mit gleichzeitig katastrophaler 
Aufklärungsquote. „Am Ende wird der 
Bürger die Zeche zu zahlen haben und 
mit einer reduzierten Polizei auch ge-
minderte Sicherheit im Gegenzug be-
kommen“, so der Ratzeburger Polizei-
beamte Manfred Börner. Der GdP-
Landesvorsitzende erinnerte daran, 
dass Schleswig-Holstein bei den Aus-
gaben für seine Polizei ohnehin an vor-
letzter Stelle (127 € pro Bürger pro 
Jahr) stehe. Nur Baden-Württemberg 
(125 € pro Bürger pro Jahr) gebe noch 
weniger aus. Zu den Stellenabbauplä-
nen siehe auch den nachfolgenden 
Kommentar von GdP-Geschäftsführer 
Karl-Hermann Rehr. 

Thomas Gründemann

KOMMENTAR

Politischer Auftrag und fehlende Kreativität
Ein Kommentar von Karl-Hermann Rehr

„Polizei sucht nach Einsparungs-
möglichkeiten im eigenen Bereich“, so 
der Titel eines NDR-Berichts. Damit 
wird der Eindruck vermittelt, die Ein-
sparungen ruhen auf einer Initiative 
der Polizei. Richtig ist vielmehr, dass 
unter Druck politischer Entscheidung 
die Polizeiführung den Auftrag bekam, 
Vorschläge für Stelleneinsparungen zu 
machen. Eigentlich wäre geboten – an-
gesichts der Belastungen im Polizei-
dienst – der Politik die rote Kelle zu 
zeigen. Sonst bleibt zu fragen: Warum 
erst jetzt …? Vorher etwa Geld ver-
schleudert?

Und es fiel kein Wort mehr zu der 
strategischen Lücke, dem Erbe aus der 
schwarz-gelben Regierungszeit. So, als 
hätte es sie nie gegeben. 160 nicht zur 
Besetzung freigegebene Stellen. Zu-
sammen also 288 weniger Polizeistel-
len. 

Abteilungsleiter Muhlack und Lan-
despolizeidirektor Höhs stellten am 
8. Juli 2014 die in Auftrag gegebenen 
Berechnungen vor. Nun soll auf dieser 
Basis der Innenminister entscheiden. 
Die Reaktionen waren eindeutig: Die 

CDU-Abgeordnete Damerow sieht, dass 
die Polizei in zwei Kernbereichen hand-
lungsunfähig wird. FDP-Faktionsvorsit-
zender Kubicki lehnt die Kürzungen ge-
nerell ab. An den Minister gerichtet: 
„Verzichten Sie im Sinne der Gewähr-
leistung der inneren Sicherheit darauf.“

Bemerkenswert die Reaktion des grü-
nen Abgeordneten  Burkhard Peters: 
„… Dass die Wasserschutzpolizei  be-
sonders in den Blick genommen wurde, 
ist konsequent, weil sie bisher keine 
systematische Personalberechnungs-
grundlage  vorgelegt hat …“ Man 
merkt, der Mann hat keine Ahnung, 
wovon er spricht. In einem Land mit 
870 km Küstenlinien, mit Wasserstra-
ßen und Binnenseen, mit Aufgaben für 
Freizeitsportler und Naturschutz und 
einem prosperierenden Tourismus, der 
maritim und wasserbezogen ist, ist eine 
„Fachpolizei“ unerlässlich. Dass die 
Personalberechnungen nicht angestellt 
worden sind, hat nicht die Wasser-
schutzpolizei zu vertreten. Und dass 
gerade ein Grünen-Politiker das The-
ma Umweltschutz nicht bei der „Fach-
polizei“ sucht, ist geradezu grotesk. 

Einzig die SPD-Landtagsabgeordnete 
Simone Lange fand angemessene 
Worte: „… Keine leichte Aufgabe, bei 
einer ohnehin schon dünnen Perso-
naldecke ...“

Für Innenminister Andreas Breitner 
stehen haarige Wochen bevor. Er 
kennt die Belastungen der Landespo-
lizei, er hat dem Apparat neue 
Tätigkeitsfelder zugewiesen, wie zum 
Beispiel die Bekämpfung der Cyber-
kriminalität, und er weiß um die kata-
strophalen Aufklärungsquoten bei 
den Haus- und Wohnungseinbrüchen, 
die bei gerade 10% liegen. Alles 
keine Argumente für einen Personal-
abbau. 

Leider gibt es jedoch kein Geld von 
dritter Stelle, wie zum Beispiel für den 
Bildungsbereich, wo plötzlich zusätzli-
che Millionen vom Bund fließen. Aller-
dings: Zu glauben, Bildungspolitik 
muss gestärkt, gleichzeitig aber könne 
Sicherheitspolitik vernachlässigt  wer-
den, wird sich als Fehleinschätzung 
herausstellen. 

Wo ist denn die Kreativität der Re-
gierung?



LANDESJOURNAL Schleswig-Holstein

4  8 – 2014 Deutsche Polizei

Gefahrengebiete

„Polizei ist keine Bedrohung, 
sondern Garant des Rechtsstaats“ 

– Andreas Breitner: Schluss mit anlassloser Kritik an polizeilichem Handeln –

KIEL/tgr – In der Debatte des 
Schleswig-Holsteinischen Landtags 
zum Thema „Abschaffung von Anhal-
te- und Sichtkontrollen in Grenz- und 
Gefahrengebieten“ fand Innenminis-
ter Andreas Breitner eine deutliche Po-
sition für die Arbeit der Landespolizei.

Wütend stellte der Innenminister 
fest, dass ein Antrag der Piraten-Frak-
tion, deren öffentliche Äußerungen zur 
inneren Sicherheit aus Vergangenheit 
und Gegenwart und deren destruktive 
Dauerkritik an nahezu allem und je-
dem, was die Polizei in diesem Land in 
Anwendung geltenden Rechts tut, für 
ihn die Frage nach dem Grundver-
ständnis von Polizeiarbeit in einem 
kleinen Teil dieses Parlaments aufwer-
fe.

„Polizei wird dabei nicht als Garant, 
sondern als latente Bedrohung der 
Freiheit angesehen“, machte der In-
nenminister aus seiner Verärgerung 
kein Geheimnis. Höre man den Argu-
menten der Piraten um Dr. Breyer zu, 
dann seien es nicht Einbrecher, Verge-
waltiger, gewalttätige Rocker und an-
dere Kriminelle, die die Sicherheit der 
Bürger gefährdeten. Es sei stattdessen 
die Polizei, die nur ein Ziel habe: Die 
Freiheit von Menschen zu beschrän-
ken.

„Man könnte meinen, die 6600 
Schutz- und Kriminalpolizisten in die-
sem Land beginnen jeden Tag ihre Ar-
beit mit der Überlegung, wen man 
denn heute wieder mal überwachen, 
festnehmen und einschüchtern könn-
te“, konstatierte Andreas Breitner.

Beim Lesen des der Piraten-Antra-
ges frage er sich: „Wollen Sie nur noch 
eine Notrufpolizei, die darauf wartet, 
dass ein Bürger über die Rufnummer 
‚110‘ um Hilfe bittet, weil er in Gefahr 
ist - eine Gefahr, in die er vielleicht gar 
nicht erst gekommen wäre, wenn die 
Polizei rechtzeitig Gefahrenabwehr 
betrieben hätte? Wollen Sie eine Poli-
zei, die solange wartet, bis eine Straf-
tat begangen wurde? Wollen Sie eine 
Polizei, die auf Gefahrenabwehr ver-
zichtet?“, so der Innenminister.

Er sei sich sicher, dass die Piraten 
beides wollten: eine Polizei, die Straf-
täter ermittelt und Gefahren verhin-
dert. Breitner weiter: „Wenn Sie das 

aber wollen, dann geben Sie ihre Ab-
sicht auf, der Polizei in diesem Land 
die Instrumente aus der Hand zu neh-
men, die sie braucht, um die Aufgaben 
der Gefahrenabwehr und der Strafver-
folgung zu erfüllen – wie die Video-
überwachung, Funkzellenabfrage, 
Handyortung oder eben Gefahrenge-
biete.“

Breitner forderte die Piraten auf, da-
von Abstand zu nehmen, in der Öffent-
lichkeit den Eindruck zu vermitteln, in 
diesem Land seien Polizeibeamte vor 
allem mit dem Ziel unterwegs, Men-
schen wahllos anzuhalten, zu kontrol-
lieren und zu diskriminieren. Alle von 
den Piraten gebrandmarkten Instru-
mente seien rechtsstaatlich erlaubt 
und sachlich geboten. Für die Thesen 
der missbräuchlichen Verwendung 
von Ermächtigungsgrundlagen gebe 
es keine Beweise, nicht einmal Indizi-
en. Die Piraten arbeiteten mit Unter-
stellungen, Verdächtigungen und mit 
pauschalen Behauptungen.

„Nicht die Eingriffsbefugnisse der 
Polizei sind unverhältnismäßig, politi-
sche Forderungen wie in Ihrem Antrag 
sind maßlos und grundlos. Nicht die 
Piraten sind der Maßstab oder die ‚letz-
te Instanz‘, die über Recht oder Un-
recht entscheidet. Das sind bei uns 
Verfassungsgerichte“, rief Breitner in 
Erinnerung.

Kaum sei die Forderung nach Be-
standsdatenauskünften, Funkzellen-
abfragen oder Videoüberwachung und 
aktuell nach der Einrichtung von Ge-
fahrengebieten erhoben, gebe es be-
reits die ersten Warnungen vor dem 
Überwachungsstaat, vor Missbrauch 
gesetzlicher Befugnisse durch die Lan-
despolizei und vor einer vermeintli-
chen Einschränkung von Bürgerrech-
ten.„Was für eine verkehrte Welt. In 
einer verkehrten Welt leben wir, weil 
viele selbsternannte Hüter von Rechts-
staat und Datenschutz so argumentie-
ren, als ginge die Gefahr für die Frei-
heit der Bürger von der Polizei aus, also 
von einem in die Rechtspflege einge-
bundenen Organ des Rechtsstaats“, so 
der Innenminister sauer.

Die Landespolizei Schleswig-Hol-
stein habe sich in den vergangenen 
Jahrzehnten zu einer Bürgerpolizei im 

Innenminister Andreas Breitner mit dem Chef 
des Bundeskriminalamtes Jörg Ziercke beim 
Festakt zur Verabschiedung der Abschluss-
jahrgänge Polizei der FHVD.

Foto: Gründemann

besten Sinne des Wortes entwickelt. 
Das Ansehen der Polizei bei den Men-
schen in diesem Land sei hoch. Die 
Bürgerinnen und Bürger wüssten, dass 
sie die Polizei schütze durch verant-
wortungsvolles, mutiges und deeska-
lierendes Handeln. Ihr Vorgehen ist 
dabei jederzeit Ausdruck der Rechts-
staatlichkeit unserer Gesellschaft. Es 
ist daher in höchstem Maße ungerecht, 
gerade unsere Polizeibeamtinnen und 
Polizeibeamten der schleswig-holstei-
nischen Landespolizei permanent un-
ter den Generalverdacht zu stellen, 
ihre Befugnisse und Instrumente miss-
bräuchlich einzusetzen.

„Die Polizei ist Garant des Rechts-
staats und nicht dessen Gefährder“, so 
Breitner.

Nicht mehr nur die Polizei müsse al-
lein begründungspflichtig sein. Auch 
diejenigen, die der Polizei oft seit Jahr-
zehnten gewährte Teile ihres Instru-
mentenkastens plötzlich streitig ma-
chen, müssten gezwungen werden, 
den Bürgern zu sagen, auf welche an-
dere Weise Kriminalität bekämpft wer-
den soll.

„Die hohen Güter der Freiheit und 
der informationellen Selbstbestim-
mung könnten nicht absolut gelten. 
Das wäre die Freiheit der Starken und 
der Rücksichtsloseren. Schrankenlos 
gewährte Freiheit aber schlägt in ihr 
Gegenteil um, sie verkommt zu einer 
Freiheit, in der die Stärkeren die Maß-
stäbe bestimmen“, so Andreas Breit-
ner.� Thomas Gründemann
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Strafanzeige

Glückwünsche

Wir gratulieren
zur Befördeurng
zum Polizeihauptkommissar
Peter Frank, RG Lübeck-Ostholstein 

zum 25-jährigen Dienstjubiläum
Udo Hackbarth, RG Kiel-Plön; 

Tanja Bührke, Petra Hoff, Maik 
Hornburg, Tanja Köster, Frank Malz-
keit, Bettina Schreve, Christoph 
Schütt, RG Lauenburg-Stormarn; 

Philipp Dietz, Christian Knorr, And-
rea Melander, Monika Pinnow, Ma-
nuela Wicknig, RG Lübeck-Osthol-
stein; Uwe Marthiensen, RG Nord-
friesland

zur Diamantenen Hochzeit
Ewald Geertz und Ehefrau, RG 

Schleswig-Holstein Mitte

zur Vermählung
Jan Schmidt, RG AFB, und Ehefrau 

Lidia, geb. Drozdowicz, RG Schles-
wig-Holstein Mitte

 
In den Ruhestand traten
Dieter Reischke, RG Kiel-Plön; Pe-

ter Bonn, Michael Goldstein, RG Lau-
enburg-Stormarn

Wir bitten alle Kolleginnen und Kol-
legen um Verständnis, dass wir nur die-
jenigen namentlich erwähnen konnten, 
die uns vor Redaktionsschluss von ih-
rer Regionalgruppe genannt wurden.

Einladung!
Regionalgruppen-termine

GdP zeigt Piraten-MdL Dr. Breyer an
KIEL. Die Gewerkschaft der Polizei 
hat am 25. Juni 2014 bei der Staats-
anwaltschaft Kiel MdL Dr. Patrick 
Breyer von der Fraktion der Piraten 
angezeigt. Dr. Breyer hatte auf sei-
ner Internetseite Unterlagen, die er 
vom Innenministerium in seiner 
Funktion als Landtagsabgeordneter 
erhalten hatte und die den Stempel 
„NfD“ (Nur für den Dienstge-
brauch) trugen und Verschlusssa-
chen waren, veröffentlicht. 

In den veröffentlichten Unterla-
gen waren sensible Daten aus der 
Ermittlungsarbeit der Polizei gegen 
die Organisierte Kriminalität, Ein-
bruchsdiebstähle und auch ein 
schweres Sexualdelikt. 

Verletzt wurden weiter Persön-
lichkeitsrechte von Polizeibeamten, 
Richtern, aber auch Zeugen und Be-
schuldigten. 

Die Staatsanwaltschaft Kiel prüft 
den Straftatbestand gemäß § 353 b 
StGB (wegen des Verdachts der Ver-
letzung des Dienstgeheimnisses und 
einer besonderen Geheimhaltungs-
pflicht) und weitere Verstöße von 
Rechtsvorschriften. 

Der Landtagsabgeordnete unter-
liegt zunächst einer parlamentari-
schen Immunität. Die kann jedoch 
auf Antrag für weitere Ermittlungen 
durch den Präsidenten des Landta-
ges aufgehoben werden. Die Staats-
anwaltschaft Kiel kündigte für die 
30. KW Ergebnisse ihrer Ermitt-
lungsarbeit an.

„Ein solcher Fall ist in der Ge-
schichte Schleswig-Holsteins bisher 
nicht aufgetreten. Dass ausgerech-
net die Piraten derart Datenschutz 
und Persönlichkeitsrechte missach-
ten, macht uns fassungslos“, so der 
GdP-Landesvorsitzende Manfred 
Börner. Die Landtagsfraktion der Pi-
raten reagierte: „Durch das Agieren 
von Herrn Breyer hat unsere Partei 
einen deutlichen Glaubwürdigkeits-
verlust erfahren“, sagte Wolfgang 
Dudda im Innen- und Rechtsaus-
schuss. Er sprach von einem „unver-
zeihlichen Fehler“ seines Parteikol-
legen. Im Rahmen einer Sondersit-
zung der Landtagsfraktion sei 
beschlossen worden, dass Breyer 
seine Funktionen im Innen- und 
Rechtsausschuss ruhen lasse – nicht 

zuletzt aufgrund der Strafanzeige, 
die die Gewerkschaft der Polizei ge-
gen den Abgeordneten gestellt hat. 
Außerdem stellte Dudda nachdrück-
lich fest: „Wir stehen ohne jeden 
Zweifel hinter der Arbeit der Polizei 
und haben keinerlei Zweifel an ih-
rer Rechtschaffenheit.“�  rr/tg

Dr. Patrick Breyer �Foto: Thomas Gründemann

Schleswig-Holstein Mitte
Jungsenioren-Stammtisch am Don- 

nerstag, 14. August 2014, 17.00 Uhr, 
Sportlerheim Husberg-Bönebüttel, 
Sickkamp 16, 24620 Husberg. Das 
Thema diesmal: „Grillen wie in den 
Vorjahren“. 

Lauenburg-Stormarn 
Gemeinsames Grillen für alle Kol-

leginnen und Kollegen am Donners-
tag, 11. September 2014, 16.00 Uhr, 
auf dem Gelände  des  Hundesport-
vereins Trittau, Rausdorfer Straße 73, 
22946 Trittau. Für 5 Euro (Nichtmit-

glieder 10 Euro) kann so viel geges-
sen und getrunken werden, wie jede 
und jeder will. Anmeldung bis zum 
1. September 2014 bei den Vertrau-
ensleuten, bei denen auch die Teil-
nahmegebühr zu entrichten ist.
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Verschiedenes

Ein Traum wurde wahr …
Auch das ist die Gewerkschaft der Polizei! 

Ein Pensionärsehepaar hat einen 
mehrfach schwerstbehinderten 50-jäh-
rigen Sohn. Als seine Oma noch lebte, 
hörte er gerne bei ihr die Musik „Lie-
ber Papi, mach mal Sonntag“ und 
„Denk an Mutti, lieber Papi, wenn du 
Auto fährst“.

Leider wurde diese Schellackplatte 
durch sein Handeln unbrauchbar und 
wurde entsorgt.

Jahrelang sprach er immer wieder 
davon, wie gern er diese Lieder hörte. 
Da sie sich nicht mehr an die Interpre-
tin erinnerten, erwies sich die Suche als 
schwierig. Selbst beim NDR kamen sie 
nicht weiter. Fündig wurden sie dann 
über die GEMA in Berlin, die ihnen 
mitteilen konnte, dass „Die kleine Bri-
gitte“ die Interpretin war. Bei einem 

Händler in Ostfriesland, der „antiquari-
sche Schallplatten“ vertreibt, wurde 
das Ehepaar fündig, und die Schellack-
platte konnte erworben werden.

Nun trat aber das Problem auf, dass 
ein Abspielgerät in der Geschwindig-
keit „78“ weder im Hause des Ehe-
paares noch bei vielen Bekannten 
vorhanden war. Der Pensionär sprach 
diese Problematik auf einer Regional-
gruppensitzung der GdP an.

Und ihm konnte geholfen werden. 
Der Kollege N. H. hatte in der Ver-
wandtschaft ein solches Gerät und  
schon nach 20 Tagen waren die Lie-
der abspielbereit auf einem „Stick“. 
Übrigens ohne Nebengeräusche.

Nun werden die Lieder immer wie-
der gespielt und bereiten dem Sohn 

und natürlich auch den Eltern eine 
riesige Freude. 

Das Ehepaar sagt herzlichen Dank 
und: GdP – Gut, dass es sie gibt!

Seniorenseminar

Einladung 
Bad Malente – Das diesjährige Se-

niorenseminar findet vom 29. Sep-
tember bis einschließlich 1. Oktober 
2014 wiederum in der Gustav-Heine-
mann-Bildungsstätte in Bad Malente 
statt. Das zusätzliche Seminar 2013 
führte zwangsläufig zu einer, wie wir 
meinen, angemessenen und zumut-
baren Erhöhung des Eigenanteils von 
150 € für Ehe- bzw. Lebenspartner.

Ehe- bzw. Lebenspartner sind 
selbstverständlich wieder sehr herz-
lich willkommen. Für sie entstehen 
diesmal anteilige Kosten in Höhe 
von 130 €. Die Eigenbeteiligung für 
GdP-Mitglieder beträgt weiterhin 
50 €. Wie immer stehen seniorenpo-
litische Themen auf der Tagesord-
nung. Aber auch der Austausch von 
Erfahrungen und Informationen 
über das „aktuelle Polizei- und Ge-
werkschaftsgeschäft“ werden das 
Seminar begleiten. Auf den Freizeit-
anteil am Rande des Seminars darf 
jeder erneut gespannt sein. Anmel-
dungen für das Seminar nimmt ab 
sofort auf der GdP-Geschäftsstelle 
Dorith Stubenrauch-Schulz, Tel.: 
04 31/1 22-10 15, entgegen. Anmel-
deschluss ist der 8. September 2014.

Frank Poster,
Landesseniorenvorsitzender

Aus den Regionalgruppen 

100ster Geburtstag
Am 19. Mai 2014 feierte Marie Wal-

ter aus der Regionalgruppe Lübeck-
Ostholstein ein noch seltenes und 
höchst bemerkenswertes Ereignis: Ih-
ren 100sten Geburtstag!

Der Regionalgruppevorsitzende 
Jörn Löwenstrom besuchte mit dem 
Pensionär Martin Moldenhauer die 
Jubilarin und übergab ein Präsent 
der Regionalgruppe.

Frau Walter, die 
seit einigen Jah-
ren in einem Seni-
orenheim in Bad 
Schwartau wohnt, 
freute sich über 
die Gratulation ih-
rer Gewerkschaft. 
Dabei konnte 
Frau Walter mit 
Martin Molden-
hauer Erinnerun-
gen über die 
Dienststelle ihres 
verstorbenen Ehe-
mannes Karl bei 
der Lübecker  Rei-
terstaffel  aus den 
60er-Jahren aus-
tauschen.

Im weiteren 
Gespräch führte 

Frau Walter ihr hohes Alter auch 
darauf zurück, dass sie sich den 
Veränderungen der letzten Jahre 
(Jahrzehnte) nicht verschlossen hat, 
sondern versucht hat, diese auch in 
ihrem Bereich aktiv zu gestalten.

Jörn Löwenstrom äußerte die Hoff-
nung, dass er Frau Walter in zwei 
Jahren auch für 50 Jahre GdP-Mit-
gliedschaft ehren kann.

 POM, PP München, PI ED 3 – Un-
terstützungskommando (USK), sucht 
Tauschpartner/-in von der Landespo-
lizei SH. Gewünschte Dienststelle: 
Egal, bevorzugt WSP, Bereich Kiel 
oder Lübeck-Travemünde. Verset-
zung so schnell wie möglich. Kontakt: 
stolzenberger83@web.de

TAUSCHGESUCH
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Anmerkungen von GdP-Geschäftsführer Karl-Hermann Rehr

Und was sonst noch so war ...
16. Juni
GLV-Sitzung auf der GdP-Ge-

schäftsstelle. Auf der Tagesordnung 
eine Kleine Anfrage des FDP-Frakti-
onsvorsitzenden Wolfgang Kubicki 
zum Thema Cyberkriminalität. Mit 
einem dezidierten Fragenkatalog ver-
langt der Politiker Auskunft zu die-
sem Deliktsfeld. Innenminister Breit-
ner hatte zuvor auf die bedeutsamer 
werdende Erscheinungsform von Cy-
berkriminalität hingewiesen. Die 
Landesregierung antwortet auf die 
Frage, welche Deliktsfelder dazu ge-
hören: „Dem Bereich der 1. Variante 
(auch „Cybercrime im engeren Sin-
ne“) werden folgende Straftaten zu-
geordnet:
• �Ausspähen, Abfangen von Daten ein-

schl. Vorbereitungshandlungen gem. 
§§ 202 a, 202 b und 202 c StGB

• Computerbetrug nach § 263 a StGB
• �Fälschung beweiserheblicher Daten, 

Täuschung im Rechtsverkehr bei der 
Datenverarbeitung nach §§ 269, 270 
StGB

• �Falschbeurkundung/Urkundenunter-
drückung im Zusammenhang mit der 
Datenverarbeitung gem. §§ 271, 274 I 
Nr. 2, 348 StGB

• �Datenveränderung, Computersabota-
ge nach §§ 303 a, 303 b StGB

 
Diese Delikte können z. B. begangen 
werden durch
• sogenannte DDos-Attacken
• �Accountübernahmen/Diebstahl digi-

taler Identitäten
• Angriffe auf das Onlinebanking

 
Der größere Anteil im Deliktsbereich 

Cybercrime entsteht allerdings durch 
Straftaten der 2. Variante.

Dazu gehören insbesondere:
• Kinderpornografie
• Warenbetrug
• Warenkreditbetrug

 
Anfrage und Antwort sind unter der 

Drucksache 18/1947 im Internet auch 
bei gdp-sh.de abrufbar.

17. Juni
Auf der gestrigen Sitzung haben wir 

eine neue Imagebroschüre besprochen. 
Heute hat Imke Kalus – sie hat die Fe-
derführung – alles zusammengefasst 
und zu Papier gebracht. Die Imagebro-
schüre soll in einfachen Worten und mit 
vielen Bildern die GdP und den Lan-
desbezirk Schleswig-Holstein vorstel-

len, Ansprechpartner benennen, Erfol-
ge der GdP herausstellen und ganz 
einfach damit eine Visitenkarte des 
Landesbezirks darstellen. 

19. Juni 
Um 11.00 Uhr treffen wir  (Vorsit-

zender des Hilfs- und Unterstüt-
zungsfonds, Klaus Schlie, Vorsitzen-
der der GdP-Regionalgruppe Sege-
berg-Pinneberg,  Reimer Kahlke, und 
ich) uns mit Carsten Z. von der Poli-
zeidirektion Segeberg. Z. hörte 
nachts nach 23.00 Uhr in seinem Pri-
vathaus Personen, die sich an Haus 
und Grundstück zu schaffen mach-
ten. Im Dämmerlicht nahm er vier 
junge Männer wahr. Er sprach sie an 
und stellte sie zur Rede. Seine Ehe-
frau wies darauf hin, dass er Polizei-
beamter sei. Er wollte die Personalien 
feststellen. Dann kam es zu einer kör-
perlichen Auseinandersetzung. Auf 
ihn wurde von mehreren Personen 
mit Fäusten eingeschlagen. Danach 
verließ ihn sein Erinnerungsvermö-
gen. Seine Frau berichtete später, 
dass mit einer Vierkant-Eisenstange 
auf seinen Schädel eingeschlagen 
wurde. Bei der anschließenden stati-
onären Aufnahm im Krankenhaus 
wurden ein Schädelbruch mit Einblu-
tung zwischen Schädelbein und Ge-
hirn sowie ein Jochbeinriss diagnos-
tiziert. Z. erhielt auf Antrag der Regi-
onalgruppe Segeberg-Pinneberg so-
wie von der KP-Stelle Pinneberg eine 
Zuwendung. Er fährt mit seiner Ehe-
frau für eine Woche in ein Hotel auf 
Rügen.

1. Juni Post von Dieter Lazarus von 
der Bundespolizei. Er organisiert 
zum wiederholten Mal ein überregi-
onales Bikertreffen. Dazu lädt er 
auch schleswig-holsteinische Kolle-
ginnen und Kollegen ein. Dazu ge-
hören u. a. Ausfahrten, „Langsam-
Fahr-Parcours“, Sicherheitsberatung 
durch den ACE, Flohmarkt, Hüpf-

burg, Losaktion (Tombola) usw. Ab 
10.00 Uhr wird auf dem Gildenplatz 
ein Gottesdienst angeboten, danach 
verschiedene Ausfahrten mit den Bi-
kern. Wenn ihr vielleicht noch den 
einen pder anderen Biker habt, der 
vielleicht eine Führung bei der Aus-
fahrt übernehmen könnte, wäre ich 
dankbar. Weiterhin könntet ihr viel-
leicht eure Biker mobilisieren, dass 
sie auch teilnehmen. 

10. Juli 
MEMO ist der Titel einer Broschüre 

für Berufsanfängerinnen und Berufsan-
fänger in Schleswig-Holstein. Ihr Vor-
gänger war das Heftchen „Startklar?!“. 
Die 26 Jahre alte Version wird nun 
durch ein „Facelifting“ abgelöst. Jan 
Schmidt, Axel Dunst, Jens Puschmann 
und ich arbeiten an der Aktualisierung, 
Ergänzung, aber auch Streichung alter 
Kamellen. Am 1. August soll sie den 235 
Dienstanfängerinnen und Dienstanfän-
gern überreicht werden. Sie soll gleich 
erste Hinweise und Hilfestellungen für 
den Beginn des Berufsalltags geben.


